
rechtlichen Rechtsverhältnis wird; es ist und bleibt 
ein verfassungsrechtliches Rechtsverhältnis. Auch das 
Wahlrecht des Bürgers wird nicht dadurch zu einem 
Zivilrechtsverhältnis, daß es in gewissen Fällen durch 
die Zivilgerichtsbarkeit geschützt wird'".
Ein zivilrechtliches Rechtsverhältnis — und Entspre
chendes gilt für alle Rechtszweige — kann entstehen, 
wenn das Gesetz gegenüber der Verletzung eines 
Grundrechts eine zivilrechtliche Sanktion vorsieht. Der 
Inhalt dieses Rechtsverhältnisses ist der Schutz des 
Bürgers gegen eine Verletzung seines verfassungsrecht
lichen Grundrechts mit den besonderen Mitteln des 
Zivilrechts. Aber dazu ist keineswegs die Umdeutung 
des Grundrechts selbst in ein Institut des Zivilrechts 
erforderlich, wie es in den Thesen geschieht. Auch 
die Verletzung eines beliebigen Schutzgesetzes (i. S. des 
§ 823 Abs. 2 BGB) ruft zivilrechtliche Sanktionen her
vor, ohne daß man deshalb auf den Gedanken ge
kommen wäre, ein besonderes, auf die Abwehr sol
cher Verletzungen gerichtetes zivilrechtliches Persön
lichkeitsrecht zu konstruieren.
Es geht hier nicht um formale Abgrenzungen und 
Systemfragen ohne praktische Bedeutung, sondern dar
um, einer Entwertung der Grundrechte, die deren wahl
lose Umdeutung in zivilrechtliche Persönlichkeits
rechte zur Folge haben muß, vorzubeugen und auf der 
anderen Seite Inhalt und Wesen dessen herauszuarbei
ten, was wirklich als zivilrechtliches Persönlichkeits
recht aufzufassen ist. Und es geht um die für die Ge
setzgebung eminent praktische, von Niethammer/ 
Schumann10 11 offengelassene Frage nach dem Kriterium 
für die gesetzliche Statuierung zivilrechtlicher Sanktio
nen im Falle der Verletzung eines Grundrechts.
Die Umdeutung der Grundrechte in Zivilrechtsinstitute 
muß in der Konsequenz dazu führen, daß unterschiedslos 
jedes in der persönlichen Lebenssphäre des Menschen 
wirkende Grundrecht im Zivilgesetzbuch als zivilrecht
lich zu schützendes Persönlichkeitsrecht wieder auf
taucht. Diese Konsequenz ist in der Tat vom ungari
schen Zivilgesetzbuch gezogen worden, das — vgl. die 
obige Aufzählung — sämtliche der ungarischen Verfas
sung bekannten Grundrechte dieser Art als Persönlich
keitsrechte aufgenommen und zivilrechtliche Sanktio
nen für deren Verletzung vorgesehen hat. Geht man 
aber von der Konzeption aus, daß die Grundrechte von 
allen Rechtszweigen entsprechend deren spezifischen 
Methoden zu konkretisieren und zu schützen sind, ohne 
damit zu besonderen Instituten dieser Rechtszweige zu 
werden, so liegt das Kriterium dafür, welches kon
krete Grundrecht durch diesen oder jenen Rechtszweig 
zu verwirklichen ist — soweit das überhaupt mittels 
des Rechts geschieht —, auf der Hand. Denn es ist klar, 
daß hierfür jeweils nur die Rechtszweige in Frage 
kommen, deren Methoden das konkrete Grundrecht sei
nem spezifischen Charakter nach zugänglich ist und 
deren Methoden für den Schutz dieses Grundrechts ge
eignet sind.
Theoretisch, soviel ist zuzugeben, sind alle in der per
sönlichen Sphäre wirkenden Grundrechte hinsichtlich 
ihres Schutzes den zivilrechtlichen Methoden zugäng
lich, zumal die sozialistischen Gesetzgebungen neben 
den überkommenen zivilrechtlichen Sanktionen des 

•Schadenersatzes und der Unterlassungsklage gerade 
zum Schutz der „Persönlichkeitsrechte“ neuartige Sank
tionen wie die gerichtliche Feststellung der geschehenen 
Rechtsverletzung und deren Mißbilligung durch das 
Gericht oder die Beseitigung des rechtswidrigen Zu
standes oder seiner Folgen geschaffen haben bzw. zu

10 vgl. § 20 Abs. 3 und 4 des Erlasses des Staatsrates über die 
Wahlen zur Volkskammer und zu den örtlichen Volksvertre
tungen der DDR (Wahlordnung) vom 31. Juli 1963 (GBl. I S. 99).
11 a. a. O., S. 610 f.

schaffen beabsichtigen. Aber damit ist noch nicht ge
sagt, daß diese Sanktionen zum Schutz aller jener 
Grundrechte auch g e e i g n e t  sind, und das heißt: ob 
es das Moral- und Rechtsbewußtsein der Werktätigen 
als richtige und adäquate Methode empfindet, gegen
über einer Verletzung mit derartigen Sanktionen zu 
reagieren.
Nehmen wir als Beispiel das im ungarischen Zivil
gesetzbuch als Persönlichkeitsrecht statuierte Grund
recht auf Geivährleistung der Gleichheit der Bürger 
aller Nationalitäten und Konfessionen. Setzen wir den 
unwahrscheinlichen Fall, einem Bürger unserer Repu
blik sei wegen seiner Zugehörigkeit zur sorbischen 
Minderheit oder zur katholischen oder jüdischen Kon
fession eine Anstellung oder die Aufnahme in einen 
Sportklub verweigert worden. Mit Sicherheit würde 
diesem Bürger schon durch Einschaltung der zustän
digen gesellschaftlichen Massenorganisationen — der 
Gewerkschaft, der Parteiorganisation usw. — Genug
tuung zuteil werden. Müßte aber doch von den Mitteln 
des Rechts Gebrauch gemacht werden, so würde jeder
mann — Laien und Juristen — zunächst an die Be
schwerde bei dem übergeordneten Organ, gegebenen
falls an den Staatsrat, also an das Staats- und Verwal
tungsrecht denken. Je nach Lage des Falles käme auch 
eine strafrechtliche Sanktion in Frage, also ein Verfah
ren wegen Hetze nach § 19 Abs. 1 Ziff. 1 StEG. Aber 
der Zivilrechtsweg? Etwa eine Klage auf Feststellung 
und Mißbilligung der „Persönlichkeitsrechts“verletzung? 
Schon die Vorstellung eines solchen Vorgehens macht 
die hoffnungslose Inadäquanz zwischen der Verletzung 
des Grundrechts auf Schutz der Gleichheit der Staats
bürger und den Methoden des Zivilrechts offenkundig. 
Zweifellos ist das auch der Grund, aus dem die Thesen 
zum Zivilgesetzbuch — im Gegensatz zum ungarischen 
Zivilgesetzbuch — dieses Grundrecht nicht als ..Persön
lichkeitsrecht“ aufgenommen haben.
Ebensowenig erscheinen die zivilrechtlichen Methoden 
als geeignete Sanktionen für die Verletzung der in der 
obigen Liste enthaltenen Grundrechte auf Schutz der 
Gewissensfreiheit, auf Schutz der Menschenwürde und 
auf Schutz des Briefgeheimnisses. In allen diesen Fäl
len ist der Schutz durch andere Rechtszweige geeigneter 
und wirksamer.
Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung ist 
seinem Charakter nach dem Schutze mittels zivilrecht
licher Methoden zugänglich, wie schon daraus erhellt, 
daß sein Gegenstand, nämlich das persönliche Eigentum 
bzw. der Mietbesitz, den zivilrechtlichen Schutz kraft 
der diese Rechtverhältnisse regelnden Normen ja tat
sächlich genießt. Gerade dieser Umstand aber macht 
es absolut überflüssig, das Grundrecht nach dem Vor
bild des ungarischen Zivilgesetzbuchs noch in ein — 
ganz besonders zweifelhaftes — Persönlichkeitsrecht 
umzukonstruieren. Den Thesen zum künftigen Zivil
gesetzbuch, die das mit derselben Begründung ab- 
iehnen, kann insoweit zugestimmt werden.
Danach verbleiben die Grundrechte auf Schutz der per
sönlichen Freiheit und auf Schutz der körperlichen 
Integrität; das letztere wird zwar von unserer Ver
fassung — im Gegensatz z. B. zur polnischen, rumäni
schen und ungarischen Verfassung — nicht expressis 
verbis als Grundrecht bezeichnet, jedoch stellen zahl
reiche Artikel der Verfassung (vgl. Art. 15, 16, 18, 32) 
außer Zweifel, daß sie es ebenfalls als Grundrecht auf
faßt. Bei ihnen ergibt sich die Notwendigkeit einer zivil- 
rechtlichen Sanktion schon daraus, daß ihre Verletzung 
in aller Regel das Entstehen eines materiellen Scha
dens im Gefolge hat und dessen Wiedergutmachung 
eine typisch zivilrechtliche Sanktion ist. Der Schutz 
dieser Grundrechte ist also auch durch das Zivilrecht 
zu statuieren, wenn auch nicht mittels Umdeutung zu 
Persönlichkeitsrechten.
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